
 

  

S 4 SB 1049/99

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 15
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -
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Aktenzeichen S 4 SB 1049/99
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2. Instanz

Aktenzeichen L 15 SB 12/01
Datum 19.03.2002

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
06.12.2000 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Klage gegen den Bescheid des Beklagten
vom 26.07.2001 wird abgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist streitig, ob beim KlÃ¤ger die gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung des Merkzeichens "G" nach dem
Schwerbehindertengesetz (SchwbG) bzw. (seit 01.07.2001) nach dem
Sozialgesetzbuch Neuntes Buch (SGB IX) vorliegen.

I.

Der am 1925 geborene KlÃ¤ger beantragte erstmals am 15.11.1995 zusammen mit
einem Antrag auf ErhÃ¶hung des Grades der Behinderung (GdB) auf mehr als 70 die
Eintragung des Merkzeichens "G" in seinen Schwerbehindertenausweis. Nach
Beiziehung eines Befundberichts des Allgemeinarztes Dr.K. und Einholung einer
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versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme durch den Chirurgen Dr.C. erging am
19.02.1996 ein Ablehnungsbescheid, da weder eine wesentliche Ã�nderung in den
gesundheitlichen VerhÃ¤ltnissen des KlÃ¤gers eingetreten sei noch die
Voraussetzungen fÃ¼r das beantragte Merkzeichen "G" nachgewiesen seien. Auf
seinen Widerspruch wurde der KlÃ¤ger am 17.06.1996 durch den Chirurgen W.
versorgungsÃ¤rztlich untersucht; danach ergab sich eine Verschlimmerung der
FunktionsstÃ¶rungen im Bereich der WirbelsÃ¤ule und aufgrund dessen eine
ErhÃ¶hung des Gesamt-GdB von 70 auf 80. Mit Teilabhilfebescheid vom 16.07.1996
wurden als Behinderungen festgestellt: 1. Parkinson-Erkrankung, psychische
Behinderung, GleichgewichtsstÃ¶rungen. 2. Stumpfgastritis nach Teilausschneidung
des Magens. 3. Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule mit Nerven- und
Muskelreizerscheinungen. 4. HerzrhythmusstÃ¶rungen. 5. Raynaud-Syndrom der
HÃ¤nde, Polyarthrose. 6. Periarthritis humeroscapularis rechts mit beginnender
Schulter-Gelenk-Arthrose. 7. SchwerhÃ¶rigkeit beidseits. Die Einzel-GdB betrugen
50, 30, 30, 20, 20, 10, 10; der Gesamt-GdB wurde ab 20.11.1995 auf 80 erhÃ¶ht,
Merkzeichen wurden weiterhin nicht zuerkannt. Hinsichtlich des weiterhin
begehrten Merkzeichens "G" erging am 08.08.1996 ein zurÃ¼ckweisender
Widerspruchsbescheid.

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger am 20.08.1996 Klage zum Sozialgericht MÃ¼nchen (S
29 Vs 1199/96) und begehrte weiterhin die Zuerkennung des Merkzeichens "G". Das
Sozialgericht holte daraufhin ein nervenÃ¤rztlichen Gutachten von Dr.K. ein; dieser
verneinte in seinem Gutachten vom 19.01.1997 zwar das Vorliegen einer Parkinson
schen Erkrankung, vermutete jedoch das Bestehen einer frontalen Ataxie bei
allgemeinem Hirnabbauprozess. Seines Erachtens Ã¼berlappten sich im Fall des
KlÃ¤gers neurologische und orthopÃ¤dische GesundheitsstÃ¶rungen derart, dass
die Voraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung des Merkzeichens "G" gegeben seien.
Nachdem die NervenÃ¤rztin B. in ihrer versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme vom
26.02.1997 die Auffassung vertreten hatte, dass die Voraussetzungen fÃ¼r
Merkzeichen "G" (noch) nicht vorlÃ¤gen und das Gutachten von Dr.K. insofern nicht
schlÃ¼ssig sei, als Diskrepanzen zwischen dem Untersuchungsbefund und der
abschlieÃ�enden Beurteilung bestÃ¼nden, und Dr.K. in seiner ergÃ¤nzenden
Stellungnahme vom 23.04.1997 bei seiner Auffassung geblieben war, lieÃ� das
Sozialgericht zusÃ¤tzlich ein Gutachten von dem OrthopÃ¤den Dr.F. erstellen. Nach
dessen Gutachten vom 16.08.1997 lagen beim KlÃ¤ger auf orthopÃ¤dischem Gebiet
keine GesundheitsstÃ¶rungen vor, die sich auf das GehvermÃ¶gen auswirkten und
gleichzeitig einen GdB von 50 erreichten. Der gerichtliche SachverstÃ¤ndige stellte
beim KlÃ¤ger einen kleinen Fersensporn links, diskrete degenerative
VerÃ¤nderungen am linken oberen Sprunggelenk, leichte VerschleiÃ�erscheinungen
am linken GroÃ�zehengrundgelenk und beidseits Spreiz-Senk-FÃ¼Ã�e mit leichten
Hammerzehen fest. Er war der Auffassung, dass der KlÃ¤ger mit Hilfe von
Schuheinlagen mit Fersenhohllegung links ohne erhebliche Schwierigkeiten zwei
Kilometer in einer halben Stunde zu FuÃ� zurÃ¼cklegen kÃ¶nne. In der
mÃ¼ndlichen Verhandlung am 05.02.1998 schlossen die Beteiligten einen
Vergleich, in dem sich der Beklagte verpflichtete, die Voraussetzungen des
Merkzeichens "G" ab 01.01.1998 neu zu Ã¼berprÃ¼fen.

II.
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Daraufhin zog der Beklagte einen Befundbericht von Dr.K. bei und erlieÃ� nach
einer versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme des Vertragsarztes W. am 14.08.1998
einen Ã�nderungsbescheid, in dem als zusÃ¤tzliche Behinderung Nr.8 festgestellt
wurde: "Funktionsbehinderung des HÃ¼ftgelenks beidseits" mit einem Einzel-GdB
von 10 unter Beibehaltung des bisherigen Gesamt-GdB von 80. Der Antrag auf
Zuerkennung des Merkzeichens "G" wurde erneut abgelehnt. Auf den Widerspruch
des KlÃ¤gers wurde nochmals ein Befundbericht von Dr.K. beigezogen und eine
versorgungsÃ¤rztliche Stellungnahme des Chirurgen Dr.H. eingeholt, der Bezug
nahm auf das Gutachten von Dr.K. und eine Abhilfe des Widerspruchs empfahl.
Nach Beziehung eines weiteren Befundberichts von Dr.K. erfolgte eine erneute
Untersuchung durch den Vertragsarzt W. am 18.06.1999, die offensichtlich auch
wegen einer zwischenzeitlichen Ministerialeingabe des KlÃ¤gers erforderlich
erschienen war. Nach versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahmen der Chirurgin Dr.B.
vom 23.07.1999 und der NervenÃ¤rztin Dr.S. vom 03.08.1999 erging am
19.08.1999 ein zurÃ¼ckweisender Widerspruchsbescheid.

Der KlÃ¤ger hat dagegen Klage zum Sozialgericht MÃ¼nchen erhoben und
weiterhin die Zuerkennung des Merkzeichens "G" begehrt.

Das Sozialgericht hat den KlÃ¤ger durch den Chirurgen und OrthopÃ¤den Dr.B.
untersuchen und begutachten lassen. Dieser (Gutachten vom 30.11.1999) hat die
Voraussetzungen fÃ¼r eine erhebliche Gehbehinderung verneint. Der KlÃ¤ger
kÃ¶nne mit einem Stock, fast hinkfrei und recht flott gehen.

Nachdem sich der KlÃ¤ger mit Hinweis auf das Gutachten von Dr.K. geweigert
hatte, die Klage zurÃ¼ckzunehmen, ist am 06.12.2000 ein klageabweisendes Urteil
ergangen. Das Sozialgericht hat sich zur BegrÃ¼ndung vor allem auf das Gutachten
von Dr.B. gestÃ¼tzt.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 05.02.2001 Berufung zum Bayer. Landessozialgericht
eingelegt.

Da der KlÃ¤ger zwischenzeitlich am 22.08.2000 einen Neufeststellungsantrag
gestellt hatte und der Beklagte bereits mit Ermittlungen begonnen hatte
(Beiziehung Befundberichten von dem Neurologen Dr.N. und dem
Allgemeinmediziner Dr.K.) hat der Senat am 08.05.2001 mit EinverstÃ¤ndnis der
Beteiligten das Ruhen des Verfahrens angeordnet. Nach einer erneuten
versorgungsÃ¤rztlichen Untersuchung durch den Chirurgen W. am 13.07.2001 hat
der Beklagte am 26.07. 2001 einen Bescheid erlassen, in dem eine Neufeststellung
gegenÃ¼ber dem Bescheid vom 14.08.1998 abgelehnt wurde. In der BegrÃ¼ndung
wurden lediglich die Behinderungen Nr.4 und 6 bzw. 7 erweitert bzw. umformuliert.

Nach Ã�bersendung des Bescheides an das Gericht ist das Berufungsverfahren
fortgesetzt und dem KlÃ¤ger die BerufungsrÃ¼cknahme empfohlen worden;
alternativ ist er auf die MÃ¶glichkeit einer Antragstellung nach Â§ 109
Sozialgerichtsgesetz (SGG) hingewiesen worden. Der KlÃ¤ger hat mit Schriftsatz
vom 19.08.2001 mitgeteilt, dass er kein Geld fÃ¼r eine Antragstellung nach Â§ 109
SGG habe, er jedoch der Auffassung sei, dass der gerichtliche SachverstÃ¤ndige
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Dr.K. in seinem Gutachten zu Recht die Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen "G"
bejaht habe.

Daraufhin hat der Senat Dr.K. von Amts wegen mit der Begutachtung des KlÃ¤gers
beauftragt. Dieser hat in seinem nach ambulanter Untersuchung des KlÃ¤gers
erstatteten Gutachten vom 11.12.2001 nur mehr eine leichte Geh- und
Stehunsicherheit im Sinne einer geringen Ataxie feststellen kÃ¶nnen, jedoch keine
erhebliche Gehbehinderung. Es habe sich eine Besserung der 1997 festgestellten
Ataxie eingestellt, die zwar ungewÃ¶hnlich und nicht zu erklÃ¤ren sei. Es liege bei
dem 76-jÃ¤hrigen KlÃ¤ger ein hirnorganisches Psychosyndrom vor, das seit
mehreren Jahren bekannt sei und in dem Alter, in dem sich der KlÃ¤ger befinde,
durchaus normal sei. Er halte nicht mehr an seiner im Gutachten vom 19.01.1997
geÃ¤uÃ�erten Auffassung hinsichtlich des Merkzeichens "G" fest. Im Schriftsatz vom
15.01.2001 hat der KlÃ¤ger wenig VerstÃ¤ndnis fÃ¼r die AusfÃ¼hrungen von Dr.K.
gezeigt und sich nicht bereit erklÃ¤rt, die Berufung zurÃ¼ckzunehmen.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�, den Beklagten unter Aufhebung des Urteils
des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 06.12.2000 und Ã�nderung des Bescheids vom
14.08.1998 in der Fassung des Widerspruchsbescheids vom 19.08.1999 sowie des
Bescheids vom 26.07.2001 zu verurteilen, ihm das Merkzeichen "G" zuzuerkennen.

Der Beklagte beantragt, die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des
Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 06.12.2000 zurÃ¼ckzuweisen.

Beigezogen und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung waren die
Schwerbehindertenakte des Beklagten sowie die Akten vorangegangener Verfahren
vor dem Sozialgericht MÃ¼nchen (S 29 SB 1199/96, S 4 SB 1049/99). Zur
ErgÃ¤nzung des Sachverhalts wird auf den gesamten Ã¼brigen Inhalt dieser Akten,
insbesondere die genannten Befundberichte und Gutachten sowie die SchriftsÃ¤tze
der Beteiligten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht (Â§Â§ 143, 151 SGG) eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig,
erweist sich jedoch nicht als begrÃ¼ndet.

Die nochmalige Ã�berprÃ¼fung des Gesundheitszustands des KlÃ¤gers hat
ergeben, dass er weiterhin nicht erheblich gehbehindert ist. Das Sozialgericht
MÃ¼nchen hat daher zu Recht die Entscheidung des Beklagten von 1998/1999
bestÃ¤tigt. Desgleichen hatte die Klage gegen den erneuten Ablehnungsbescheid
vom 20.07.2001, der erst wÃ¤hrend des Berufungsverfahrens erging und gemÃ¤Ã� 
Â§Â§ 153 Abs.1, 96 Abs.1 SGG Gegenstand dieses Verfahrens gemacht wurde,
keinen Erfolg.

Nach Â§ 48 Abs.1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Zehntes Buch (SGB X) ist ein
Verwaltungsakt mit Dauerwirkung mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben, soweit
in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei seinem Eintritt
vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eintritt. Bei den
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Feststellungsbescheiden nach dem Schwerbehindertengesetz handelt es sich um
Verwaltungsakte mit Dauerwirkung (BSG SozR 3-1300, Â§ 48 Nr.57); dies gilt auch
fÃ¼r die Feststellung der gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung
von Nachteilsausgleichen bzw. Merkzeichen (BSG SozR 1300 Â§ 48 Nr.13).

Der Nachteilsausgleich bzw. das Merkzeichen "G" wird Behinderten erteilt, wenn sie
in ihrer BewegungsfÃ¤higkeit im StraÃ�enverkehr erheblich beeintrÃ¤chtigt sind; es
muss sich dabei um Personen handeln, die infolge einer EinschrÃ¤nkung des
GehvermÃ¶gens (auch durch innere Leiden oder infolge von AnfÃ¤llen oder von
StÃ¶rungen der OrientierungsfÃ¤higkeit) nicht ohne erhebliche Schwierigkeiten
oder nicht ohne Gefahren fÃ¼r sich oder andere Wegstrecken im Ortsverkehr
zurÃ¼ckzulegen vermÃ¶gen, die Ã¼blicherweise noch zu FuÃ� zurÃ¼ckgelegt
werden (Â§ 60 Abs.1 Satz 1 SchwbG, bzw. Â§ 146 Abs.1 Satz 1 SGB IX). Wie das
Bundessozialgericht hierzu festgestellt hat, ist dies insbesondere dann der Fall,
wenn der Behinderte eine Wegstrecke von zwei Kilometern bei einer Gehdauer von
etwa einer halben Stunde nicht mehr zurÃ¼cklegen kann (vgl. BSG-Urteil vom
10.12.1987, 9a RVs 11/87 in SozR 3870 Nr.2 zu Â§ 60).

Im Vergleich mit den letzten bindenden Bescheiden vom 20.09. 1995 in der Fassung
des Teilabhilfebescheids vom 16.07.1996 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 08.08.1996, in denen das Vorliegen der gesundheitlichen Voraussetzungen
fÃ¼r das Merkzeichen "G" verneint worden war, hat sich diesbezÃ¼glich keine
wesentliche Ã�nderung ergeben. Der vom Sozialgericht MÃ¼nchen gehÃ¶rte
SachverstÃ¤ndige Dr.B. hat in seinem chirurgisch-orthopÃ¤dischen Gutachten vom
30.11.1999 in Ã�bereinstimmung mit dem versorgungsÃ¤rztlichen
Untersuchungsgutachten des Chirurgen W. vom 16.07.1999 keine wesentliche
Gehbehinderung des KlÃ¤gers feststellen kÃ¶nnen. Das Gangbild des KlÃ¤gers sei
zwar ohne Stock im BarfuÃ�-Zehen- und Fersengang gestÃ¶rt; der KlÃ¤ger sei dann
unsicher und taste sich an den MÃ¶beln entlang. Mit seinem Gehstock, den er
offensichtlich zur Orientierung abwechselnd rechts oder links trage, sei eine fast
hinkfreie und auch recht flotte Fortbewegung mÃ¶glich. Dr.B. sah, wie bereits Dr.F.
in seinem Gutachten vom 16.08.1997 fÃ¼r das Sozialgericht MÃ¼nchen im
vorhergehenden Klageverfahren, aus orthopÃ¤discher Sicht keine Notwendigkeit
zur Entlastung des linken Beines mit Hilfe eines Gehstocks. Die beim KlÃ¤ger
vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen auf orthopÃ¤dischem Gebiet
(Funktionsbehinderung der LendenwirbelsÃ¤ule und der HÃ¼ftgelenke)
begrÃ¼nden nach wie vor keinen GdB von 50, wie er von den "Anhaltspunkten fÃ¼r
die Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertengesetz" 1996 (AP) in Rdnr.30 Abs.3 als eine der
Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen "G" gefordert wird. Dr.B. sieht als Ursache
fÃ¼r die GangstÃ¶rung eines komplexe KoordinationsstÃ¶rung. Diese neurologisch
bedingte gesundheitliche BeeintrÃ¤chtigung des KlÃ¤gers hat als einziger
medizinischer SachverstÃ¤ndiger Dr.K. in seinem Gutachten vom 19.01.1997 im
damaligen Klageverfahren als so schwerwiegend angesehen, dass er die
Voraussetzungen fÃ¼r die Zuerkennung des Merkzeichens "G" als gegeben ansah.
Nunmehr hat er sich in seinem vom Senat eingeholten Gutachten vom 11.12.2001
dahingehend korrigiert, dass beim KlÃ¤ger eine nur gering ausgeprÃ¤gte Ataxie in
Form einer leichten Unsicherheit bei den Gang- und Standproben und in Form einer
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leichten Unsicherheit bei den Zeigeversuchen und den PrÃ¼fungen der
Diadochokinese vorliege. Diese StÃ¶rungen hÃ¤tten nur eine geringe Auswirkung
auf die GehfÃ¤higkeit. Er halte daher an seiner im Januar 1997 geÃ¤uÃ�erten
Auffassung nicht mehr fest.

Somit war nicht zu beanstanden, dass der Beklagte und das Sozialgericht dem
Vorschlag von Dr.K. von Januar 1997 nicht gefolgt sind. Es liegt nach wie vor beim
KlÃ¤ger keine erhebliche Gehbehinderung vor; insbesondere ist keines der in den
oben genannten AP aufgefÃ¼hrten Regelbeispiele erfÃ¼llt, die den MaÃ�stab
bilden, nach dem im Einzelfall zu beurteilen ist, ob die beim einzelnen
Schwerbehinderten vorliegenden Behinderungen die BewegungsfÃ¤higkeit im
StraÃ�enverkehr erheblich beeintrÃ¤chtigen (vgl. BSG-Urteil vom 13.08.1997, 9 RVs
1/96 in SozR 3-3870 Nr.20 zu Â§ 4 SchwbG).

Aus diesen GrÃ¼nden waren die Berufung und die Klage des KlÃ¤gers mit der
Kostenfolge aus Â§Â§ 183, 193 SGG zurÃ¼ckzuweisen.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision im Sinne des Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2
SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 16.10.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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